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15. ermutigt die Mitgliedstaaten, sich verstärkt für die
wirksame Durchführung des Hyogo-Rahmenaktionsplans zu
engagieren, indem sie vollen Gebrauch von den Mechanis-
men des Systems der Strategie wie der Weltweiten Plattform
zur Verringerung des Katastrophenrisikos machen; 

16. begrüßt die bevorstehende zweite Tagung der Welt-
weiten Plattform zur Verringerung des Katastrophenrisikos
zum Thema „Katastrophen, Armut und Anfälligkeit“, die
vom 16. bis 19. Juni 2009 in Genf stattfinden und als Einlei-
tung zu der für 2010 vorgesehenen Halbzeitüberprüfung der
Durchführung des Hyogo-Rahmenaktionsplans dienen wird,
und ersucht den Generalsekretär, in seinen nächsten Bericht
Informationen über die Weltweite Plattform aufzunehmen; 

17. erkennt an, wie wichtig es ist, die Geschlechterper-
spektive zu integrieren und Frauen an der Konzipierung und
Durchführung aller Phasen des Katastrophenmanagements
sowie an Strategien und Programmen der Risikominderung
zu beteiligen, und legt dem Sekretariat der Strategie nahe, die
Integration der Geschlechterperspektive und die Ermächti-
gung der Frauen auch künftig verstärkt zu fördern;

18. erkennt an, dass die Arbeit der Vereinten Nationen
zur Verringerung des Katastrophenrisikos wichtig ist, dass an
das Sekretariat der Strategie zunehmende Anforderungen ge-
stellt werden und dass zusätzlich, rasch, dauerhaft und auf be-
rechenbare Weise Ressourcen für die Durchführung der Stra-
tegie zur Verfügung gestellt werden müssen;

19. dankt denjenigen Ländern, die die Tätigkeiten im
Rahmen der Strategie durch freiwillige Beiträge an den Treu-
handfonds der Vereinten Nationen für Katastrophenvorsorge
finanziell unterstützt haben; 

20. legt der internationalen Gemeinschaft nahe, zur Ge-
währleistung einer ausreichenden Unterstützung der Folgetä-
tigkeiten zum Hyogo-Rahmenaktionsplan auch weiterhin
freiwillig angemessene finanzielle Beiträge an den Treuhand-
fonds zu leisten, und legt den Mitgliedstaaten nahe, möglichst
früh im Jahr nicht zweckgebundene Beiträge für mehrere Jah-
re zu entrichten; 

21. ermutigt die Regierungen, die multilateralen Organi-
sationen, die internationalen und regionalen Organisationen,
die internationalen und regionalen Finanzinstitutionen, den
Privatsektor und die Zivilgesellschaft, zur Erreichung der
Ziele der Strategie systematisch in die Verringerung des Ka-
tastrophenrisikos zu investieren; 

22. betont, wie wichtig die Verringerung des Katastro-
phenrisikos ist und dass dem Sekretariat der Strategie daraus
mehr Verantwortlichkeiten erwachsen, und ersucht den Ge-
neralsekretär, alle Möglichkeiten der Beschaffung zusätzli-
cher Finanzmittel zu prüfen, um sicherzustellen, dass die Tä-
tigkeit des Sekretariats auf berechenbare und dauerhafte Wei-
se finanziert werden kann, und der Generalversammlung auf
ihrer vierundsechzigsten Tagung darüber Bericht zu erstatten; 

23. ermutigt die Mitgliedstaaten, Frühwarnsysteme in
ihre nationalen Strategien und Pläne zur Verringerung des
Katastrophenrisikos zu integrieren, und bittet die internatio-

nale Gemeinschaft, das Sekretariat der Strategie bei seiner
Aufgabe zu unterstützen, die Entwicklung von Frühwarnsys-
temen zu erleichtern; 

24. betont, dass es geboten ist, ein besseres Verständnis
der Ursachen von Katastrophen und das Wissen darüber zu
fördern sowie auch Kapazitäten zu ihrer Bewältigung aufzu-
bauen und zu stärken, unter anderem durch die Weitergabe
und den Austausch von Erfahrungen und technischem Wis-
sen, Bildungs- und Schulungsprogramme zur Verringerung
des Katastrophenrisikos, den Zugang zu sachdienlichen Da-
ten und Informationen und die Stärkung institutioneller Rege-
lungen, einschließlich der Gemeinwesenorganisationen; 

25. hebt hervor, dass sich die internationale Gemein-
schaft über die Soforthilfephase hinaus weiter engagieren und
die mittel- und langfristigen Rehabilitations-, Wiederaufbau-
und Risikominderungsmaßnahmen unterstützen muss, und
betont, wie wichtig es ist, in den am stärksten gefährdeten Re-
gionen, insbesondere in den für Naturkatastrophen anfälligen
Entwicklungsländern, Programme zugunsten der Armutsbe-
kämpfung, der nachhaltigen Entwicklung sowie im Bereich
des Managements der Verringerung des Katastrophenrisikos
durchzuführen; 

26. betont, dass es erforderlich ist, sich in umfassender
Weise mit der Risikominderung und der Verringerung der
Anfälligkeit in Bezug auf alle Naturgefahren, einschließlich
geologischer und hydrometeorologischer Gefahren, zu befas-
sen; 

27. ersucht den Generalsekretär, der Generalversamm-
lung auf ihrer vierundsechzigsten Tagung unter dem Punkt
„Nachhaltige Entwicklung“ einen Bericht über die Durchfüh-
rung dieser Resolution vorzulegen. 

RESOLUTION 63/217

Verabschiedet auf der 72. Plenarsitzung am 19. Dezember 2008,
ohne Abstimmung, auf Empfehlung des Ausschusses
(A/63/414/Add.3, Ziff.19)141.

63/217. Naturkatastrophen und Anfälligkeit

Die Generalversammlung,

unter Hinweis auf ihren Beschluss 57/547 vom 20. De-
zember 2002 und ihre Resolutionen 58/215 vom 23. Dezem-
ber 2003, 59/233 vom 22. Dezember 2004, 60/196 vom
22. Dezember 2005 und 61/200 vom 20. Dezember 2006,

in Bekräftigung der Erklärung von Johannesburg über
nachhaltige Entwicklung142 und des Durchführungsplans des

141 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde von dem
Stellvertretenden Vorsitzenden des Ausschusses vorgelegt.
142 Report of the World Summit on Sustainable Development, Johannes-
burg, South Africa, 26 August–4 September 2002 (United Nations publi-
cation, Sales No. E.03.II.A.1 und Korrigendum), Kap. I, Resolution 1,
Anlage. In Deutsch verfügbar unter http://www.un.org/Depts/german/
conf/jhnnsbrg/a.conf.199-20.pdf.
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Weltgipfels für nachhaltige Entwicklung („Durchführungs-
plan von Johannesburg“)143, 

sowie in Bekräftigung der Erklärung von Hyogo144 und des
Hyogo-Rahmenaktionsplans 2005-2015: Stärkung der Wi-
derstandskraft von Nationen und Gemeinwesen gegen Kata-
strophen145, die von der Weltkonferenz für Katastrophenvor-
sorge verabschiedet wurden,

unter Hinweis auf das Ergebnis des Weltgipfels 2005146, 

in der Erkenntnis, dass es erforderlich ist, sich auch wei-
terhin um ein besseres Verständnis der im Hyogo-Rahmen-
aktionsplan benannten fundamentalen Risikofaktoren, ein-
schließlich sozioökonomischer Faktoren, die die Anfälligkeit
von Gesellschaften für Naturgefahren verstärken, zu bemü-
hen und ihnen entgegenzuwirken, auf allen Ebenen Kapazitä-
ten zur Abwehr von Katastrophenrisiken aufzubauen und
weiter zu stärken sowie die Widerstandskraft gegen mit Kata-
strophen verbundene Gefahren zu erhöhen, und gleichzeitig
im Bewusstsein der negativen Auswirkungen von Katastro-
phen auf das Wirtschaftswachstum und die nachhaltige Ent-
wicklung, insbesondere in Entwicklungsländern und katastro-
phengefährdeten Ländern,

betonend, wie wichtig die Auseinandersetzung mit der
Anfälligkeit für Katastrophen und die Einbindung der Risiko-
minderung in alle Phasen des Katastrophenmanagements, des
Wiederaufbaus nach einer Katastrophe und der Entwick-
lungsplanung sind,

in der Erkenntnis, dass in die Konzipierung und Durch-
führung aller Phasen des Managements der Verringerung des
Katastrophenrisikos eine Geschlechterperspektive integriert
werden muss, um dadurch die Anfälligkeit zu verringern,

feststellend, dass die Zerstörung der globalen Umwelt an-
hält, was die wirtschaftliche und soziale Anfälligkeit, insbe-
sondere in den Entwicklungsländern, verstärkt,

unter Berücksichtigung der verschiedenartigen Auswir-
kungen, die gravierende Naturgefahren, beispielsweise Erd-
beben, Tsunamis, Erdrutsche und Vulkanausbrüche, extreme
Wetterereignisse wie Hitzewellen, schwere Dürren, Über-
schwemmungen und Stürme sowie die El-Niño-/La-Niña-Er-
eignisse, die von globaler Dimension sind, auf alle Länder ha-
ben, insbesondere die stärker gefährdeten Länder,

mit dem Ausdruck ihrer tiefen Besorgnis über die jüngste
Zunahme der Häufigkeit und Schwere extremer Wetterereig-
nisse und damit zusammenhängender Naturkatastrophen in
einigen Weltregionen und ihre erheblichen wirtschaftlichen,
sozialen und ökologischen Auswirkungen, insbesondere auf
die Entwicklungsländer in diesen Regionen,

unter Berücksichtigung dessen, dass geologische und hy-
drometeorologische Gefahren und damit zusammenhängende
Naturkatastrophen und die Vorsorge dagegen ein kohärentes
und wirksames Vorgehen erfordern,

feststellend, dass es der internationalen und regionalen
Zusammenarbeit bedarf, um die Länder verstärkt dazu zu be-
fähigen, gegen die schädlichen Auswirkungen aller Naturge-
fahren, einschließlich Erdbeben, Tsunamis, Erdrutschen und
Vulkanausbrüchen, sowie extremer Wetterereignisse, wie et-
wa Hitzewellen, schwerer Dürren und Überschwemmungen,
und der damit zusammenhängenden Naturkatastrophen, ins-
besondere in Entwicklungsländern und katastrophengefähr-
deten Ländern, vorzugehen,

eingedenk dessen, wie wichtig es ist, sich im Rahmen von
Sektorentwicklungsplänen und -programmen sowie in Situa-
tionen nach Katastrophen mit den mit veränderten sozialen,
wirtschaftlichen und ökologischen Bedingungen und der Flä-
chennutzung zusammenhängenden Katastrophenrisiken so-
wie den Auswirkungen der mit geologischen Ereignissen,
Wetter, Wasser, Klimaschwankungen und Klimaänderungen
zusammenhängenden Gefahren zu befassen,

betonend, dass die Auswirkungen von Naturkatastrophen
die Anstrengungen zur Erreichung der international vereinbar-
ten Entwicklungsziele, einschließlich der Millenniums-Ent-
wicklungsziele, stark behindern, und hervorhebend, wie wich-
tig es ist, die Anfälligkeit für Naturkatastrophen zu verringern,

1. nimmt Kenntnis von dem Bericht des Generalsekre-
tärs über die Durchführung ihrer Resolution 61/200147; 

2. fordert die internationale Gemeinschaft nachdrück-
lich auf, auch weiterhin Möglichkeiten zu erkunden, um na-
mentlich durch Entwicklungszusammenarbeit und technische
Hilfe die nachteiligen Auswirkungen von Naturkatastrophen,
einschließlich der durch extreme Wetterereignisse verursach-
ten, insbesondere in dafür anfälligen Entwicklungsländern,
einschließlich der am wenigsten entwickelten Länder und der
Länder in Afrika, mittels Umsetzung der Internationalen Stra-
tegie zur Katastrophenvorsorge, einschließlich des Hyogo-
Rahmenaktionsplans 2005-2015: Stärkung der Widerstands-
kraft von Nationen und Gemeinwesen gegen Katastrophen145,
zu mindern, und legt dem institutionellen Mechanismus für
die Internationale Strategie nahe, seine diesbezügliche Tätig-
keit fortzusetzen;

3. erkennt an, dass jeder Staat selbst die Hauptverant-
wortung für seine nachhaltige Entwicklung und für die Er-
greifung wirksamer Maßnahmen zur Verringerung des Kata-
strophenrisikos trägt, namentlich für den Schutz der in seinem
Hoheitsgebiet befindlichen Menschen, seiner Infrastruktur
und anderer Güter des Landes vor den Auswirkungen von Ka-
tastrophen, so auch mittels der Durchführung und Weiterver-
folgung des Hyogo-Rahmenaktionsplans, und betont, wie
wichtig es ist, dass diese nationalen Bemühungen durch Zu-
sammenarbeit und Partnerschaften auf regionaler und interna-
tionaler Ebene unterstützt werden;

143 Ebd., Resolution 2, Anlage. In Deutsch verfügbar unter http://
www.un.org/Depts/german/conf/jhnnsbrg/ a.conf.199-20.pdf.
144 A/CONF.206/6 und Corr.1, Kap. I, Resolution 1.
145 Ebd., Resolution 2.
146 Siehe Resolution 60/1. 147 A/63/351.
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4. betont, wie wichtig die Erklärung von Hyogo144 und
der Hyogo-Rahmenaktionsplan sowie die Maßnahmen-
schwerpunkte sind, die die Staaten, die regionalen und inter-
nationalen Organisationen und die internationalen Finanzin-
stitutionen sowie andere beteiligte Akteure bei ihrem Vorge-
hen zur Verringerung des Katastrophenrisikos berücksichti-
gen und je nach ihren eigenen Gegebenheiten und Kapazitä-
ten umsetzen sollen, eingedenk dessen, dass es von grundle-
gender Bedeutung ist, im Hinblick auf Naturkatastrophen ei-
ne Kultur der Prävention zu fördern, namentlich durch die
Mobilisierung ausreichender Ressourcen für die Verringe-
rung des Katastrophenrisikos, und sich mit der Verringerung
dieses Risikos, einschließlich der Vorbereitung auf den Kata-
strophenfall auf lokaler Ebene, sowie mit den nachteiligen
Auswirkungen von Naturkatastrophen auf die Anstrengungen
zur Umsetzung nationaler Entwicklungspläne und Armutsbe-
kämpfungsstrategien, die auf die Erreichung der international
vereinbarten Entwicklungsziele, einschließlich der Millenni-
ums-Entwicklungsziele, ausgerichtet sind, zu befassen;

5. erkennt an, wie wichtig es ist, verstärkte Anpas-
sungsmaßnahmen zu erwägen, darunter auch Strategien des
Risikomanagements und der Risikominderung, einschließlich
Mechanismen der Risikoteilung und des Risikotransfers wie
etwa Versicherungen, sowie Strategien der Katastrophenvor-
sorge und Mittel und Wege zur Behebung von Verlusten und
Schäden aufgrund des Klimawandels in den Entwicklungs-
ländern, die durch die nachteiligen Auswirkungen der Klima-
wandels besonders gefährdet sind;

6. bekundet ihre tiefe Besorgnis über die Zahl und das
Ausmaß von Naturkatastrophen und die zunehmenden Pro-
bleme, die die Folgen von Naturkatastrophen bereiten, sowie
über die Auswirkungen des Klimawandels auf alle Länder,
vor allem die Entwicklungsländer, insbesondere die kleinen
Inselentwicklungsländer und die am wenigsten entwickelten
Länder, sowie andere besonders gefährdete Länder;

7. legt der internationalen Gemeinschaft nahe, die Un-
terstützung für Anpassungsstrategien insbesondere in den
durch die nachteiligen Auswirkungen des Klimawandels ge-
fährdeten Ländern fortzusetzen und zu verstärken und so zu
den Bemühungen auf dem Gebiet des Katastrophenmanage-
ments beizutragen, und befürwortet eine bessere Abstim-
mung zwischen Anpassungsstrategien und Strategien des Ka-
tastrophenmanagements;

8. legt den Regierungen nahe, über ihre jeweiligen na-
tionalen Plattformen im Rahmen der Internationalen Strategie
zur Katastrophenvorsorge und ihre nationalen Koordinie-
rungsstellen für Katastrophenvorsorge, in Zusammenarbeit
mit dem System der Vereinten Nationen, der Internationalen
Föderation der Rotkreuz- und Rothalbmond-Gesellschaften
und anderen Interessenträgern, den Kapazitätsaufbau in den
am meisten gefährdeten Regionen zu stärken, um sie dazu zu
befähigen, die zu erhöhter Anfälligkeit führenden sozialen,
wirtschaftlichen und ökologischen Faktoren anzugehen, und
Maßnahmen auszuarbeiten, die sie in die Lage versetzen wer-

den, sich auf Naturkatastrophen vorzubereiten und sie zu be-
wältigen, einschließlich derjenigen, die mit Erdbeben und ex-
tremen Wetterereignissen zusammenhängen, und legt der in-
ternationalen Gemeinschaft nahe, den Entwicklungsländern
diesbezüglich wirksame Hilfe zu gewähren;

9. hebt hervor, dass es für die Stärkung der Wider-
standskraft, insbesondere in den Entwicklungsländern und
vor allem in denjenigen, die anfällig sind, wichtig ist, gegen
die im Hyogo-Rahmenaktionsplan benannten fundamentalen
Risikofaktoren vorzugehen, sich dafür einzusetzen, dass die
Verringerung der mit geologischen und hydrometeorologi-
schen Gefahren zusammenhängenden Risiken in Programme
zur Verringerung des Katastrophenrisikos integriert wird, und
das Wissen und das öffentliche Bewusstsein hinsichtlich der
Verringerung des Katastrophenrisikos zu erhöhen;

10. betont, dass in die Programme zur Verringerung des
Katastrophenrisikos auf nationaler und lokaler Ebene Risiko-
bewertungen aufgenommen werden sollen, um die Anfällig-
keit für Naturgefahren zu verringern;

11. legt dem institutionellen Mechanismus für die Inter-
nationale Strategie zur Katastrophenvorsorge nahe, auch
künftig im Rahmen ihres Mandats, insbesondere des Hyogo-
Rahmenaktionsplans, die Maßnahmen zur Förderung der
Verringerung des Risikos von Naturkatastrophen besser zu
koordinieren und den Mitgliedstaaten, den zuständigen Stel-
len der Vereinten Nationen und anderen maßgeblichen Inter-
essenträgern Informationen über die verschiedenen Möglich-
keiten der Verringerung des Risikos von Naturkatastrophen,
einschließlich gravierender Naturgefahren und durch extreme
Wetterereignisse bedingter Katastrophen und Anfälligkeiten,
zur Verfügung zu stellen;

12. betont, wie wichtig die enge Zusammenarbeit und
Koordinierung zwischen den Regierungen, dem System der
Vereinten Nationen, sonstigen internationalen und regionalen
Organisationen sowie nichtstaatlichen Organisationen und
gegebenenfalls anderen Partnern wie der Internationalen Fö-
deration der Rotkreuz- und Rothalbmond-Gesellschaften ist,
unter Berücksichtigung der Notwendigkeit, Katastrophenma-
nagementstrategien mit den Elementen Vorbeugung, Vorbe-
reitung und Bewältigung auszuarbeiten, einschließlich der
wirksamen Einrichtung von Frühwarnsystemen, die unter an-
derem die Menschen in den Mittelpunkt stellen, und zu die-
sem Zweck alle verfügbaren Ressourcen und Fachkenntnisse
zu nutzen;

13. betont außerdem, dass zwischen dem wissenschaft-
lich-akademischen Sektor und Katastrophenmanagern auf al-
len Ebenen eine engere und systematischere Zusammenarbeit
herbeigeführt und der Informationsaustausch über die Vorbe-
reitung auf Katastrophenfälle gestärkt werden soll, um die
Anfälligkeit in Bezug auf alle Naturgefahren, einschließlich
geologischer und hydrometeorologischer Ereignisse und da-
mit zusammenhängender Naturkatastrophen, zu verringern;
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14. legt der Konferenz der Vertragsparteien des Rah-
menübereinkommens der Vereinten Nationen über Klimaän-
derungen148 und den Vertragsparteien des Protokolls von
Kyoto zum Rahmenübereinkommen der Vereinten Nationen
über Klimaänderungen149 nahe, sich im Einklang mit den Be-
stimmungen des Rahmenübereinkommens auch weiterhin
mit den nachteiligen Auswirkungen der Klimaänderungen,
vor allem in den besonders anfälligen Entwicklungsländern,
zu befassen, und legt außerdem der Zwischenstaatlichen
Sachverständigengruppe über Klimaänderungen nahe, auch
weiterhin die nachteiligen Auswirkungen der Klimaänderun-
gen auf die sozioökonomischen Systeme und die Katastro-
phenvorsorgesysteme der Entwicklungsländer zu bewerten;

15. fordert die internationale Gemeinschaft, insbesonde-
re die entwickelten Länder, auf, den durch die nachteiligen
Auswirkungen von Naturgefahren gefährdeten Entwick-
lungsländern in ausreichendem und berechenbarem Umfang
Ressourcen zur Verfügung zu stellen und ihnen im Rahmen
gegenseitiger Vereinbarungen Zugang zu Technologien zu
gewähren und diese Technologien an sie weiterzugeben, mit
dem Ziel, ihre Anpassungskapazität zu erhöhen;

16. betont, dass es erforderlich ist, sich mit der Risiko-
minderung und der Verringerung der Anfälligkeit in Bezug
auf alle Naturgefahren, einschließlich geologischer und hy-
drometeorologischer Gefahren, zu befassen;

17. ersucht den Generalsekretär, der Generalversamm-
lung auf ihrer fünfundsechzigsten Tagung über die Durchfüh-
rung dieser Resolution Bericht zu erstatten, und beschließt,
die Frage von Naturkatastrophen und der Anfälligkeit dafür
auf der genannten Tagung unter dem Unterpunkt „Internatio-
nale Strategie zur Katastrophenvorsorge“ des Punktes „Nach-
haltige Entwicklung“ zu behandeln.

RESOLUTION 63/218

Verabschiedet auf der 72. Plenarsitzung am 19. Dezember 2008,
ohne Abstimmung, auf Empfehlung des Ausschusses
(A/63/414/Add.5, Ziff. 9)150.

63/218. Durchführung des Übereinkommens der 
Vereinten Nationen zur Bekämpfung der 
Wüstenbildung in den von Dürre und/oder 
Wüstenbildung schwer betroffenen Ländern, 
insbesondere in Afrika

Die Generalversammlung,

unter Hinweis auf ihre Resolutionen 58/211 vom 23. De-
zember 2003, 61/202 vom 20. Dezember 2006, 62/193 vom

19. Dezember 2007 und andere Resolutionen betreffend die
Durchführung des Übereinkommens der Vereinten Nationen
zur Bekämpfung der Wüstenbildung in den von Dürre
und/oder Wüstenbildung schwer betroffenen Ländern, insbe-
sondere in Afrika151,

sowie unter Hinweis auf das Ergebnis des Weltgipfels
2005152,

in Bekräftigung ihres Bekenntnisses zur Bekämpfung und
Umkehrung der Wüstenbildung und der Landverödung in ari-
den, semiariden und trockenen subhumiden Gebieten im Ein-
klang mit den Artikeln 1, 2 und 3 des Übereinkommens und
zur Milderung der Auswirkungen von Dürren, zur Beseiti-
gung der extremen Armut, zur Förderung einer nachhaltigen
Entwicklung und zur Verbesserung der Existenzgrundlagen
der von Dürre und/oder Wüstenbildung betroffenen Men-
schen, unter Berücksichtigung des auf zehn Jahre angelegten
Strategieplans und -rahmens zur Stärkung der Durchführung
des Übereinkommens (2008-2018)153,

in dem festen Willen, die durch die Bestimmung des Jah-
res 2006 zum Internationalen Jahr der Wüsten und der Wüs-
tenbildung in Gang gesetzte Dynamik zu nutzen und dem da-
durch entstandenen Geist der internationalen Solidarität Auf-
trieb zu verleihen, und die Verabschiedung des auf zehn Jahre
angelegten Strategieplans und -rahmens begrüßend, 

in Bekräftigung der universalen Mitgliedschaft des Über-
einkommens und in Anerkennung dessen, dass Wüstenbil-
dung, Landverödung und Dürre Probleme von globaler Be-
deutung sind, da sie alle Regionen der Welt betreffen, 

nachdrücklich darauf hinweisend, dass Wüstenbildung,
Landverödung und Dürre die Fähigkeit der Entwicklungslän-
der zur Erreichung der international vereinbarten Entwick-
lungsziele, einschließlich der Millenniums-Entwicklungszie-
le, ernsthaft bedrohen, und in der Erkenntnis, dass eine rasche
und wirksame Durchführung des Übereinkommens zur Errei-
chung dieser Ziele beitragen würde, 

feststellend, dass die Zusammenarbeit zwischen dem
Übereinkommen der Vereinten Nationen zur Bekämpfung
der Wüstenbildung in den von Dürre und/oder Wüstenbil-
dung schwer betroffenen Ländern, insbesondere in Afrika,
dem Rahmenübereinkommen der Vereinten Nationen über
Klimaänderungen154 und dem Übereinkommen über die bio-
logische Vielfalt155 (die „Rio-Übereinkommen“) unter Beach-
tung ihrer jeweiligen Mandate verstärkt werden muss, besorgt

148 United Nations, Treaty Series, Vol. 1771, Nr. 30822. Amtliche
deutschsprachige Fassungen: dBGBl. 1993 II S. 1783; LGBl. 1995
Nr. 118; öBGBl. Nr. 414/1994; AS 1994 1052.
149 Ebd., Vol. 2303, Nr. 30822. Amtliche deutschsprachige Fassungen:
dBGBl. 2002 II S. 966; LGBl. 2005 Nr. 49; öBGBl. III Nr. 89/2005;
AS 2004 5205.
150 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde von dem
Stellvertretenden Vorsitzenden des Ausschusses vorgelegt.

151 United Nations, Treaty Series, Vol. 1954, Nr. 33480. Amtliche
deutschsprachige Fassungen: dBGBl. 1997 II S. 1468; LGBl. 2000
Nr. 69; öBGBl. III Nr. 139/1997; AS 2003 788.
152 Siehe Resolution 60/1.
153 A/C.2/62/7, Anlage.
154 United Nations, Treaty Series, Vol. 1771, Nr. 30822. Amtliche
deutschsprachige Fassungen: dBGBl. 1993 II S. 1783; LGBl. 1995
Nr. 118; öBGBl. Nr. 414/1994; AS 1994 1052.
155 Ebd., Vol. 1760, Nr. 30619. Amtliche deutschsprachige Fassungen:
dBGBl. 1993 II S. 1741; LGBl. 1998 Nr. 39; öBGBl. Nr. 213/1995;
AS 1995 1408.


